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Kommunalverfassungsgesetze 
 
in der am 14.12.2021 gültigen 
Fassung 
 

  
Kommunalverfassungsgesetze 
 
in der Fassung nach Änderung durch 
Gesetz zur Einführung digitaler 
Sitzungen für kommunale Gremien 
und zur Änderung 
kommunalrechtlicher Vorschriften 
 

 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

 

 
§ 27  
Politische Teilhabe von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte 
 
[...] 
(12) Anstelle eines Integrationsrates 
kann durch Beschluss des Rates ein 
beratender Ausschuss 
(Integrationsausschuss) gebildet 
werden. Für den Integrationsausschuss 
gelten die Regelungen für den 
Integrationsrat entsprechend. 
Ergänzend sind auf den 
Integrationsausschuss § 57 Absatz 4 
Satz 1 und § 58 anzuwenden. Die Zahl 
der nach Absatz 2 Satz 1 gewählten 
Mitglieder muss die Zahl der vom Rat 
nach Absatz 2 Satz 4 bestellten 
Ratsmitglieder und der vom Rat nach § 
58 Absatz 3 bestellten sachkundigen 
Bürger übertreffen. Der 
Integrationsausschuss ist wie ein 
Ratsausschuss in die Beratungsfolge 
des Rates einzubinden. 
 

 
§ 27 
Politische Teilhabe von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte 
 
[...] 
 
(12) Anstelle eines Integrationsrates 
kann durch Beschluss des Rates ein 
beratender Ausschuss 
(Integrationsausschuss) gebildet 
werden. Für den Integrationsausschuss 
gelten die Regelungen für den 
Integrationsrat entsprechend. 
Ergänzend sind auf den 
Integrationsausschuss die § 57 Absatz 4 
Satz 1, und § 58 und § 58a 
anzuwenden. Die Zahl der nach Absatz 
2 Satz 1 gewählten Mitglieder muss die 
Zahl der vom Rat nach Absatz 2 Satz 4 
bestellten Ratsmitglieder und der vom 
Rat nach § 58 Absatz 3 bestellten 
sachkundigen Bürger übertreffen. Der 
Integrationsausschuss ist wie ein 
Ratsausschuss in die Beratungsfolge 
des Rates einzubinden. 
 

 
§ 34  
Ehrenbürgerrecht und 
Ehrenbezeichnung 
 
(1) Die Gemeinde kann 
Persönlichkeiten, die sich um sie 
besonders verdient gemacht haben, das 
Ehrenbürgerrecht verleihen. Sie kann 

 
§ 34  
Ehrenbürgerrecht und 
Ehrenbezeichnung 
 
(1) Die Gemeinde kann 
Persönlichkeiten, die sich um sie 
besonders verdient gemacht haben, das 
Ehrenbürgerrecht verleihen. Sie kann 
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langjährigen Ratsmitgliedern und 
Ehrenbeamten nach ihrem Ausscheiden 
eine Ehrenbezeichnung verleihen. 
[...] 
 

langjährigen Ratsmitgliedern, 
Bürgermeisterinnen oder Bügermeistern 
und Ehrenbeamten nach ihrem 
Ausscheiden eine Ehrenbezeichnung 
verleihen. 
[...] 
 

 
§ 36  
Bezirksvertretungen in den 
kreisfreien Städten 
 
[...] 
(5) Die Bezirksvertretungen dürfen keine 
Ausschüsse bilden. Auf die Mitglieder 
der Bezirksvertretungen und das 
Verfahren in den Bezirksvertretungen 
finden die für den Rat geltenden 
Vorschriften mit der Maßgabe 
entsprechende Anwendung, daß die 
Geschäftsordnung des Rates besondere 
Regelungen für die Bezirksvertretungen 
enthält und in Fällen äußerster 
Dringlichkeit der Bezirksvorsteher mit 
einem Mitglied der Bezirksvertretung 
entscheiden kann; § 60 Abs. 1 Satz 1 
und Absatz 2 findet keine Anwendung. 
Abweichend von § 48 Abs. 1 Satz 4 
brauchen Zeit und Ort der Sitzungen der 
Bezirksvertretungen sowie die 
Tagesordnung nicht öffentlich bekannt 
gemacht zu werden; der 
Oberbürgermeister soll die Öffentlichkeit 
hierüber vorher in geeigneter Weise 
unterrichten. Zu einzelnen Punkten der 
Tagesordnung können Sachverständige 
und Einwohner gehört werden. 
[...] 
 
 

 
§ 36  
Bezirksvertretungen in den 
kreisfreien Städten 
 
[...] 
(5) Die Bezirksvertretungen dürfen keine 
Ausschüsse bilden. Auf die Mitglieder 
der Bezirksvertretungen und das 
Verfahren in den Bezirksvertretungen 
finden die für den Rat geltenden 
Vorschriften mit der Maßgabe 
entsprechende Anwendung, daß die 
Geschäftsordnung des Rates besondere 
Regelungen für die Bezirksvertretungen 
enthält und in Fällen äußerster 
Dringlichkeit der Bezirksvorsteher mit 
einem Mitglied der Bezirksvertretung 
entscheiden kann; § 60 Abs. 1 Satz 1 
und Absatz 2 findet keine Anwendung. 
Abweichend von § 48 Abs. 1 Satz 4 
brauchen Zeit und Ort der Sitzungen der 
Bezirksvertretungen sowie die 
Tagesordnung nicht öffentlich bekannt 
gemacht zu werden; der 
Oberbürgermeister soll die Öffentlichkeit 
hierüber vorher in geeigneter Weise 
unterrichten. Zu einzelnen Punkten der 
Tagesordnung können Sachverständige 
und Einwohner gehört werden. § 58a 
findet entsprechende Anwendung. 
[...] 
 

 
§ 44  
Freistellung 
 
[...] 
(3) Zur Teilnahme an 
kommunalpolitischen 
Bildungsveranstaltungen, die der 

 
§ 44  
Freistellung 
 
[...] 
(3) Zur Teilnahme an 
kommunalpolitischen 
Bildungsveranstaltungen, die der 
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Ausübung ihres Mandats förderlich sind, 
haben Ratsmitglieder, Mitglieder der 
Bezirksvertretungen oder Mitglieder der 
Ausschüsse einen Anspruch auf Urlaub 
an bis zu acht Arbeitstagen in jeder 
Wahlperiode, jedoch an nicht mehr als 
vier aufeinanderfolgenden Arbeitstagen 
im Jahr. Für die Zeit des Urlaubs 
besteht nach diesem Gesetz kein 
Anspruch auf Lohn oder Gehalt; 
weitergehende Vorschriften bleiben 
unberührt. Der Verdienstausfall und die 
Kinderbetreuungskosten sind nach 
Maßgabe der Regelungen des § 45 
Absatz 1 bis 4 zu ersetzen. 
[...] 
 

Ausübung ihres Mandats förderlich sind, 
haben Ratsmitglieder, Mitglieder der 
Bezirksvertretungen oder Mitglieder der 
Ausschüsse einen Anspruch auf Urlaub 
an bis zu acht Arbeitstagen in jeder 
Wahlperiode, jedoch an nicht mehr als 
vier aufeinanderfolgenden Arbeitstagen 
im Jahr. Für die Zeit des Urlaubs 
besteht nach diesem Gesetz kein 
Anspruch auf Lohn oder Gehalt; 
weitergehende Vorschriften bleiben 
unberührt. Der Verdienstausfall und die 
Kinderbetreuungskosten sind nach 
Maßgabe der Regelungen des § 45 
Absatz 1 bis 4 zu ersetzen. Der 
Verdienstausfall und die Aufwendungen 
für die entgeltliche Betreuung von 
pflege- oder 
betreuungsbedürftigen Angehörigen 
sind nach Maßgabe der Regelungen 
des § 45 Absatz 1 zu 
ersetzen. 
[...] 
 

 
§ 45  
Entschädigung der Ratsmitglieder 
 
(1) Ein Ratsmitglied, ein Mitglied einer 
Bezirksvertretung oder ein Mitglied 
eines Ausschusses hat Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalles, der ihm 
durch die Mandatsausübung entsteht, 
soweit sie während der Arbeitszeit 
erforderlich ist. Entgangener Verdienst 
aus Nebentätigkeiten und Verdienst, der 
außerhalb der Arbeitszeit hätte erzielt 
werden können, bleibt außer Betracht. 
 
(2) Als Ersatz des Verdienstausfalls wird 
mindestens ein in einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 7 
festzulegender Regelstundensatz 
gezahlt, es sei denn, daß ersichtlich 
keine finanziellen Nachteile entstanden 
sind. In der Hauptsatzung kann ein 
höherer Regelstundensatz festgelegt 
werden. Darüber hinaus wird in 

 
§ 45  
Entschädigung der Ratsmitglieder 
 
(1) Die Mitglieder des Rates, der 
Ausschüsse und Bezirksvertretungen 
haben Anspruch auf 
angemessene Entschädigung. 
Außerdem erhalten sie Ersatz von 
Auslagen und des Verdienstausfalls 
hinsichtlich der zur Wahrnehmung des 
Ehrenamts notwendigen Teilnahme an 
Sitzungen, 
Besprechungen oder anderen 
Veranstaltungen. Selbständig Tätige 
erhalten anstelle des 
Ersatzes des Verdienstausfalls eine 
Verdienstausfallpauschale. Personen, 
die nicht oder weniger 
als zwanzig Stunden pro Woche 
erwerbstätig sind, jedoch einen 
Haushalt von mindestens 
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folgenden Fällen eine höhere 
Entschädigung gezahlt: 
 
1. Abhängig Erwerbstätigen wird auf 
Antrag anstelle des Regelstundensatzes 
der tatsächlich entstandene und 
nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt; 
 
2. Selbständige erhalten auf Antrag 
anstelle des Regelstundensatzes eine 
Verdienstausfallpauschale je Stunde, 
die im Einzelfall auf der Grundlage des 
glaubhaft gemachten Einkommens nach 
billigem Ermessen festgesetzt wird. 
 
In der Rechtsverordnung nach Absatz 7 
ist ein einheitlicher Höchstbetrag 
festzulegen, der bei dem Ersatz des 
Verdienstausfalls je Stunde nicht 
überschritten werden darf. 
 
(3) Personen, die 
 
1. einen Haushalt mit 
 
a) mindestens zwei Personen, von 
denen mindestens eine ein Kind unter 
14 Jahren oder eine anerkannt 
pflegebedürftige Person nach § 14 SGB 
XI ist, oder 
 
b) mindestens drei Personen führen und 
 
2. nicht oder weniger als 20 Stunden je 
Woche erwerbstätig sind, 
 
erhalten für die mandatsbedingte 
Abwesenheit vom Haushalt den 
Regelstundensatz nach Absatz 2 Satz 1 
beziehungsweise Absatz 2 Satz 2. 
Statt des Regelstundensatzes werden 
auf Antrag die notwendigen Kosten für 
eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 
Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 
 
(4) Ist während der mandatsbedingten 
Abwesenheit vom Haushalt eine 
entgeltliche Kinderbetreuung notwendig, 

zwei Personen, wovon eine Person ein 
pflege- oder betreuungsbedürftiger 
Angehöriger ist, oder 
einen Haushalt mit mindestens drei 
Personen führen, erhalten eine 
Entschädigung in Form 
eines Stundenpauschalsatzes. 
Aufwendungen für die entgeltliche 
Betreuung von pflege- oder 
betreuungsbedürftigen Angehörigen 
während der Ausübung der 
ehrenamtlichen Tätigkeit 
werden erstattet. 
 
(2) Der Rat kann in der Hauptsatzung 
beschließen, dass den Mitgliedern des 
Rates, der Ausschüsse 
und Bezirksvertretungen zusätzlich zu 
den Ansprüchen nach Absatz 1 
Auslagenersatz 
sowie sonstige Leistungen gewährt 
werden, soweit diese nicht durch 
Rechtsverordnung geregelt 
sind und einen unmittelbaren Bezug zur 
Mandatsausübung aufweisen. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf 
Fraktionssitzungen anzuwenden. 
Fraktionssitzungen 
sind auch Sitzungen von Teilen einer 
Fraktion wie Fraktionsvorstand und 
Fraktionsarbeitskreise. 
Die Zahl der ersatzpflichtigen 
Fraktionssitzungen pro Jahr ist in der 
Hauptsatzung zu 
beschränken. 
 
(4) Auf die Entschädigung kann nicht 
verzichtet werden. Die Ansprüche auf 
Entschädigung 
sind nicht übertragbar. 
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werden die nachgewiesenen Kosten auf 
Antrag erstattet. 
Kinderbetreuungskosten werden nicht 
für Zeiträume erstattet, für die 
Entschädigung nach Absatz 2 oder 3 
geleistet wird. Die Hauptsatzung kann 
die näheren Einzelheiten regeln. 
 
(5) Unabhängig von einem Anspruch auf 
Verdienstausfall besteht ein Anspruch 
auf angemessene 
Aufwandsentschädigung nach 
folgenden Maßgaben: 
 
1. Einem Ratsmitglied oder einem 
Mitglied einer Bezirksvertretung kann 
die Aufwandsentschädigung teilweise 
als Sitzungsgeld für Rats-, 
Bezirksvertretungs-, Ausschuss- und 
Fraktionssitzungen gezahlt werden. 
 
2. Ein Ausschussmitglied, das nicht 
Ratsmitglied ist (sachkundiger Bürger 
oder sachkundiger Einwohner), erhält 
ein Sitzungsgeld für die im Rahmen 
seiner Mandatsausübung erforderliche 
Teilnahme an Ausschuss- und 
Fraktionssitzungen. 
 
3. Ein stellvertretendes 
Ausschussmitglied, das nicht 
Ratsmitglied ist, erhält unabhängig vom 
Eintritt des Vertretungsfalles für die im 
Rahmen seiner Mandatsausübung 
erforderliche Teilnahme an 
Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld. 
 
(6) Fraktionssitzungen sind auch 
Sitzungen von Teilen einer Fraktion 
(Fraktionsvorstand, 
Fraktionsarbeitskreise). Die Zahl der 
ersatzpflichtigen Fraktionssitzungen pro 
Jahr ist in der Hauptsatzung zu 
beschränken. 
 
(7) Das für Kommunales zuständige 
Ministerium bestimmt durch 
Rechtsverordnung 
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1. die Höhe des Regelstundensatzes 
und des Höchstbetrages nach Absatz 2, 
 
2. die Höhe der monatlichen 
Aufwandsentschädigung sowie die 
Höhe der Sitzungsgelder, 
 
3. die Fahrtkostenerstattung und den 
Ersatz von Auslagen neben der 
Aufwandsentschädigung. 
 
Die Höhe der Aufwandsentschädigung 
und der Sitzungsgelder ist zu Beginn 
und mit Ablauf der Hälfte der 
Wahlperiode anzupassen. Grundlage 
dafür ist die Preisentwicklung 
ausgewählter Waren und Leistungen im 
Preisindex für die Lebenshaltung aller 
privaten Haushalte seit dem Zeitpunkt 
der vorangegangenen Anpassung der 
Höhe der Aufwandsentschädigung und 
der Sitzungsgelder. Die Höhe des 
Regelstundensatzes und des 
Höchstbetrages wird zu Beginn und zur 
Mitte jeder Wahlperiode im Hinblick auf 
ihre Angemessenheit überprüft. 
 

 
§ 46 
Aufwandsentschädigung 
 
[...] 
(2) Die Aufwandsentschädigung gemäß 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird als 
monatliche Pauschale gezahlt. Der Rat 
kann in der Hauptsatzung beschließen, 
dass 
1. weitere oder sämtliche Ausschüsse 
von der Regelung in Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 ausgenommen werden, 
2. die Aufwandsentschädigung 
abweichend von Satz 1 für einzelne 
oder sämtliche Ausschüsse als 
Sitzungsgeld gezahlt wird. 
Ausnahmen nach Satz 2 kann der Rat 
nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Mitglieder beschließen, dies gilt 

 
§ 46 
Aufwandsentschädigung 
 
[...] 
(2) Die Aufwandsentschädigung gemäß 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird als 
monatliche Pauschale gezahlt. Der Rat 
kann in der Hauptsatzung beschließen, 
dass 
1. weitere oder sämtliche Ausschüsse 
von der Regelung in Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 ausgenommen werden, 
2. die Aufwandsentschädigung 
abweichend von Satz 1 für einzelne 
oder sämtliche Ausschüsse als 
Sitzungsgeld gezahlt wird. 
Ausnahmen nach Satz 2 kann der Rat 
nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Mitglieder beschließen, dies gilt 
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nicht, soweit der Rat beschlossene 
Ausnahmen wieder aufhebt. Die 
Gewährung der 
Aufwandsentschädigung als 
Sitzungsgeld nach Satz 2 Nummer 2 
kann der Rat erstmalig ab dem 1. 
November 2020 beschließen. 
 
 

nicht, soweit der Rat beschlossene 
Ausnahmen wieder aufhebt. Die 
Gewährung der 
Aufwandsentschädigung als 
Sitzungsgeld nach Satz 2 Nummer 2 
kann der Rat erstmalig ab dem 1. 
November 2020 beschließen. 
 

 
§ 47 
Einberufung des Rates 
 
[...] 
(2) Die Ladungsfrist, die Form der 
Einberufung und die Geschäftsführung 
des Rates sind durch die 
Geschäftsordnung zu regeln, soweit 
hierüber nicht in diesem Gesetz 
Vorschriften getroffen sind. Der Rat 
regelt in der Geschäftsordnung Inhalt 
und Umfang des Fragerechts der 
Ratsmitglieder. 
[...] 
 

 
§ 47 
Einberufung des Rates 
 
[...] 
(2) Die Ladungsfrist, die Form der 
Einberufung und die Geschäftsführung 
des Rates sowie die Art der Information 
der Öffentlichkeit über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu einer digitalen Sitzung 
sind durch die Geschäftsordnung zu 
regeln, soweit hierüber nicht in diesem 
Gesetz Vorschriften getroffen sind. Der 
Rat regelt in der Geschäftsordnung 
Inhalt und Umfang des Fragerechts der 
Ratsmitglieder. 
[...] 
 

 
 
 

 
§ 47a 
Einberufung des Rates in 
besonderen Ausnahmefällen 
 
(1) In besonderen Ausnahmefällen wie 
Katastrophen, einer epidemischen Lage 
oder außergewöhnlichen Notsituationen 
kann die Durchführung der Ratssitzung 
in digitaler Form erfolgen, sofern die 
dafür erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind (digitale Ratssitzung). 
 
(2) Bei einer digitalen Ratssitzung 
nehmen alle Mitglieder des Rates ohne 
persönliche Anwesenheit am 
Sitzungsort unter Einsatz technischer 
Hilfsmittel durch zeitgleiche Bild-Ton-
Übertragung an der Sitzung teil. Bei 
einer digitalen Sitzung gelten per Bild-
Ton-Übertragung teilnehmende 
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Ratsmitglieder als anwesend im Sinne 
von § 49 Absatz 1 Satz 1. Einer 
digitalen Ratssitzung steht eine hybrid 
durchgeführte Ratssitzung gleich, in der 
Ratsmitglieder teils persönlich 
anwesend und teils ohne persönliche 
Anwesenheit an der Sitzung teilnehmen, 
während die Sitzungsleitung am 
Sitzungsort anwesend ist. 
 
(3) Dem Rat bleibt die Entscheidung 
darüber vorbehalten, ob infolge eines 
Anwendungsfalls nach Absatz 1 digitale 
oder hybride Sitzungen durchgeführt 
werden. Der Beschluss darüber 
ist mit zwei Dritteln seiner Mitglieder, 
längstens für einen Zeitraum von zwei 
Monaten, zu fassen. Die Stimmabgaben 
können in Textform erfolgen. Die 
Beschlussfassung soll so rechtzeitig 
gefasst werden, dass die Frist des § 47 
Absatz 2 Satz 1 gewahrt werden kann. 
Eine Verlängerung ist bei einem 
weiteren Andauern des besonderen 
Ausnahmefalles möglich. 
 
(4) Die Durchführung von digitalen und 
hybriden Ratssitzungen ist nur zulässig, 
wenn und soweit die erforderlichen 
technischen Voraussetzungen für ihre 
Durchführung vorliegen und 
jedes Ratsmitglied über eine digitale 
Zugangsmöglichkeit zur Sitzung verfügt. 
Für die digitalen und hybriden 
Ratssitzungen dürfen nur die 
Anwendungen verwendet werden, die 
von der für die Zertifizierung 
zuständigen Stelle zugelassen sind. Die 
Gemeinde hat in ihrem 
Verantwortungsbereich dafür Sorge zu 
tragen, dass die technischen 
Voraussetzungen während der Sitzung 
durchgehend bestehen; die 
Ratsmitglieder stellen ihre 
Sitzungsteilnahme per Bild-Ton-
Übertragung in eigener Verantwortung 
sicher. 
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(5) Bei digitalen Ratssitzungen wird der 
Öffentlichkeitsgrundsatz über die Bild-
Ton-Übertragung der Sitzung gewahrt. 
Die Herstellung der Öffentlichkeit nach 
Satz 1 erfolgt regelmäßig über die 
Bereitstellung eines geschützten 
Zugangs zur digitalen Sitzung. § 48 
Absatz 4 gilt entsprechend. 
 

 
§ 48  
Tagesordnung und Öffentlichkeit der 
Ratssitzungen 
 
(1) Der Bürgermeister setzt die 
Tagesordnung fest. Er hat dabei 
Vorschläge aufzunehmen, die ihm 
innerhalb einer in der Geschäftsordnung 
zu bestimmenden Frist von einem 
Fünftel der Ratsmitglieder oder einer 
Fraktion vorgelegt werden. 
Fragestunden für Einwohner können in 
die Tagesordnung aufgenommen 
werden, wenn Einzelheiten hierüber in 
der Geschäftsordnung geregelt sind. 
Zeit und Ort der Sitzung sowie die 
Tagesordnung sind von ihm öffentlich 
bekanntzumachen. Die Tagesordnung 
kann in der Sitzung durch Beschluß des 
Rates erweitert werden, wenn es sich 
um Angelegenheiten handelt, die keinen 
Aufschub dulden oder die von äußerster 
Dringlichkeit sind. 
 
(2) Die Sitzungen des Rates sind 
öffentlich. Durch die Geschäftsordnung 
kann die Öffentlichkeit für 
Angelegenheiten einer bestimmten Art 
ausgeschlossen werden. Auf Antrag des 
Bürgermeisters oder eines 
Ratsmitglieds kann für einzelne 
Angelegenheiten die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen werden. Anträge auf 
Ausschluß der Öffentlichkeit dürfen nur 
in nichtöffentlicher Sitzung begründet 
und beraten werden. Falls dem Antrag 
stattgegeben wird, ist die Öffentlichkeit 
in geeigneter Weise zu unterrichten, 

 
§ 48  
Tagesordnung und Öffentlichkeit der 
Ratssitzungen 
 
(1) Der Bürgermeister setzt die 
Tagesordnung fest. Er hat dabei 
Vorschläge aufzunehmen, die ihm 
innerhalb einer in der Geschäftsordnung 
zu bestimmenden Frist von einem 
Fünftel der Ratsmitglieder oder einer 
Fraktion vorgelegt werden. 
Fragestunden für Einwohner können in 
die Tagesordnung aufgenommen 
werden, wenn Einzelheiten hierüber in 
der Geschäftsordnung geregelt sind. 
Zeit und Ort der Sitzung sowie die 
Tagesordnung sind von ihm öffentlich 
bekanntzumachen. Die Tagesordnung 
kann in der Sitzung durch Beschluß des 
Rates erweitert werden, wenn es sich 
um Angelegenheiten handelt, die keinen 
Aufschub dulden oder die von äußerster 
Dringlichkeit sind. 
 
(2) Die Sitzungen des Rates sind 
öffentlich. Durch die Geschäftsordnung 
kann die Öffentlichkeit für 
Angelegenheiten einer bestimmten Art 
ausgeschlossen werden. Auf Antrag des 
Bürgermeisters oder eines 
Ratsmitglieds kann für einzelne 
Angelegenheiten die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen werden. Anträge auf 
Ausschluß der Öffentlichkeit dürfen nur 
in nichtöffentlicher Sitzung begründet 
und beraten werden. Falls dem Antrag 
stattgegeben wird, ist die Öffentlichkeit 
in geeigneter Weise zu unterrichten, 
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daß in nichtöffentlicher Sitzung weiter 
verhandelt wird. 
 
(3) Personenbezogene Daten dürfen 
offenbart werden, soweit nicht 
schützenswerte Interessen einzelner 
oder Belange des öffentlichen Wohls 
überwiegen; erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. 
 
(4) Mitglieder der Bezirksvertretungen 
und der Ausschüsse können nach 
Maßgabe der Geschäftsordnung an den 
nichtöffentlichen Sitzungen des Rates 
als Zuhörer teilnehmen, soweit deren 
Aufgabenbereich durch den 
Beratungsgegenstand berührt wird. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet 
keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von 
Sitzungsgeld. 
 
 

daß in nichtöffentlicher Sitzung weiter 
verhandelt wird. Bei Ausschluss der 
Öffentlichkeit ist namentlich 
abzustimmen; § 50 Absatz 1 Satz 5 
bleibt 
unberührt. 
 
(3) Personenbezogene Daten dürfen 
offenbart werden, soweit nicht 
schützenswerte Interessen einzelner 
oder Belange des öffentlichen Wohls 
überwiegen; erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. 
 
(4) In öffentlichen Sitzungen sind 
Bildaufnahmen zulässig, wenn sie die 
Ordnung der Sitzung 
nicht gefährden. Film- und 
Tonaufnahmen von den Ratsmitgliedern 
mit dem Ziel der 
Veröffentlichung sind in öffentlicher 
Sitzung nur zulässig, soweit die 
Hauptsatzung dies bestimmt. 
 
(5) Mitglieder der Bezirksvertretungen 
und der Ausschüsse können nach 
Maßgabe der Geschäftsordnung an den 
nichtöffentlichen Sitzungen des Rates 
als Zuhörer teilnehmen, soweit deren 
Aufgabenbereich durch den 
Beratungsgegenstand berührt wird. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet 
keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von 
Sitzungsgeld. 
 

 
§ 58  
Zusammensetzung der Ausschüsse 
und ihr Verfahren 
 
(1) Der Rat regelt mit der Mehrheit der 
Stimmen der Ratsmitglieder die 
Zusammensetzung der Ausschüsse und 
ihre Befugnisse. Soweit er 
stellvertretende Ausschußmitglieder 
bestellt, ist die Reihenfolge der 
Vertretung zu regeln. Der Bürgermeister 

 
§ 58  
Zusammensetzung der Ausschüsse 
und ihr Verfahren 
 
(1) Der Rat regelt mit der Mehrheit der 
Stimmen der Ratsmitglieder die 
Zusammensetzung der Ausschüsse und 
ihre Befugnisse. Soweit er 
stellvertretende Ausschußmitglieder 
bestellt, ist die Reihenfolge der 
Vertretung zu regeln. Der Bürgermeister 
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hat das Recht, mit beratender Stimme 
an den Sitzungen der Ausschüsse 
teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen 
jederzeit das Wort zu erteilen. An 
nichtöffentlichen Sitzungen eines 
Ausschusses können die 
stellvertretenden Ausschußmitglieder 
sowie alle Ratsmitglieder als Zuhörer 
teilnehmen; nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung können auch die 
Mitglieder der Bezirksvertretungen als 
Zuhörer teilnehmen, ebenso die 
Mitglieder anderer Ausschüsse, soweit 
deren Aufgabenbereich durch den 
Beratungsgegenstand berührt wird. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet 
keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von 
Sitzungsgeld; § 45 Absatz 5 Nummer 3 
bleibt unberührt. Wird in einer 
Ausschußsitzung ein Antrag beraten, 
den ein Ratsmitglied gestellt hat, das 
dem Ausschuß nicht angehört, so kann 
es sich an der Beratung beteiligen. 
Fraktionen, die in einem Ausschuß nicht 
vertreten sind, sind berechtigt, für 
diesen Ausschuß ein Ratsmitglied oder 
einen sachkundigen Bürger, der dem 
Rat angehören kann, zu benennen. Das 
benannte Ratsmitglied oder der 
benannte sachkundige Bürger wird vom 
Rat zum Mitglied des Ausschusses 
bestellt. Sie wirken in dem Ausschuß mit 
beratender Stimme mit. Bei der 
Zusammensetzung und der Berechnung 
der Beschlußfähigkeit des Ausschusses 
werden sie nicht mitgezählt. Ein 
Ratsmitglied hat das Recht, mindestens 
einem der Ausschüsse als Mitglied mit 
beratender Stimme anzugehören. Die 
Sätze 8 bis 10 gelten entsprechend.  
[...] 
 

hat das Recht, mit beratender Stimme 
an den Sitzungen der Ausschüsse 
teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen 
jederzeit das Wort zu erteilen. An 
nichtöffentlichen Sitzungen eines 
Ausschusses können die 
stellvertretenden Ausschußmitglieder 
sowie alle Ratsmitglieder als Zuhörer 
teilnehmen; nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung können auch die 
Mitglieder der Bezirksvertretungen als 
Zuhörer teilnehmen, ebenso die 
Mitglieder anderer Ausschüsse, soweit 
deren Aufgabenbereich durch den 
Beratungsgegenstand berührt wird. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet 
keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von 
Sitzungsgeld; § 45 Absatz 5 Nummer 3 
bleibt unberührt. Wird in einer 
Ausschußsitzung ein Antrag beraten, 
den ein Ratsmitglied gestellt hat, das 
dem Ausschuß nicht angehört, so kann 
es sich an der Beratung beteiligen. 
Fraktionen, die in einem Ausschuß nicht 
vertreten sind, sind berechtigt, für 
diesen Ausschuß ein Ratsmitglied oder 
einen sachkundigen Bürger, der dem 
Rat angehören kann, zu benennen. Das 
benannte Ratsmitglied oder der 
benannte sachkundige Bürger wird vom 
Rat zum Mitglied des Ausschusses 
bestellt. Sie wirken in dem Ausschuß mit 
beratender Stimme mit. Bei der 
Zusammensetzung und der Berechnung 
der Beschlußfähigkeit des Ausschusses 
werden sie nicht mitgezählt. Ein 
Ratsmitglied hat das Recht, mindestens 
einem der Ausschüsse als Mitglied mit 
beratender Stimme anzugehören. Die 
Sätze 8 bis 10 gelten entsprechend. 
[...] 
 

  
§ 58a 
Hybride Sitzungen der Ausschüsse 
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(1) In der Hauptsatzung kann bestimmt 
werden, dass Ausschüsse des Rates 
auch außerhalb 
der besonderen Ausnahmefälle nach § 
47a Absatz 1 hybride Sitzungen nach 
§47a Absatz 2 
Satz 3 durchführen dürfen. Dem 
jeweiligen Ausschuss bleibt die 
Entscheidung darüber vorbehalten. 
§ 47a Absatz 2 und 4 gilt entsprechend. 
 
(2) Ausgenommen von Absatz 1 sind 
die Ausschüsse nach 
 
1. § 57 Absatz 2 Satz 1, 
 
2. § 5 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. 
November 
2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 S. 
15) in der jeweils geltenden Fassung in 
Verbindung mit 
§ 114 Absatz 1 sowie 
 
3. § 2 Absatz 3 und § 40 Absatz 1 des 
Kommunalwahlgesetzes. 
 

 
 
 
§ 60  
Eil- und 
Dringlichkeitsentscheidungen 
 
(1) Der Hauptausschuss entscheidet in 
Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Rates 
unterliegen, falls eine Einberufung des 
Rates nicht rechtzeitig möglich ist 
(Eilentscheidung). Ist auch die 
Einberufung des Hauptausschusses 
nicht rechtzeitig möglich und kann die 
Entscheidung nicht aufgeschoben 
werden, weil sonst erhebliche Nachteile 
oder Gefahren entstehen können, kann 
die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister und im Falle ihrer oder 
seiner Verhinderung die allgemeine 

 
Änderung wirksam ab dem 1.1.2023 
 
§ 60  
Eil- und 
Dringlichkeitsentscheidungen 
 
(1) Der Hauptausschuss entscheidet in 
Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Rates 
unterliegen, falls eine Einberufung des 
Rates nicht rechtzeitig möglich ist 
(Eilentscheidung). Ist auch die 
Einberufung des Hauptausschusses 
nicht rechtzeitig möglich und kann die 
Entscheidung nicht aufgeschoben 
werden, weil sonst erhebliche Nachteile 
oder Gefahren entstehen können, kann 
die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister und im Falle ihrer oder 
seiner Verhinderung die allgemeine 
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Vertreterin oder der allgemeine Vertreter 
mit einem Ratsmitglied entscheiden 
(Dringlichkeitsentscheidung). Die nach 
Satz 1 oder nach Satz 2 getroffenen 
Entscheidungen sind dem Rat in der 
nächsten Sitzung zur Genehmigung 
vorzulegen. Er kann die Entscheidungen 
aufheben, soweit nicht schon Rechte 
anderer durch die Ausführung des 
Beschlusses entstanden sind. 
 
(2) Der Hauptausschuss entscheidet 
ferner in Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Rates 
unterliegen, wenn und solange nach § 
11 des Infektionsschutz- und 
Befugnisgesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) eine epidemische 
Lage von landesweiter Tragweite 
festgestellt ist und wenn zwei Drittel der 
Mitglieder des Rates einer Delegierung 
an den Hauptausschuss zugestimmt 
haben. Die Stimmabgaben können in 
Textform erfolgen. 
 
(3) Ist die Einberufung eines 
Ausschusses, dem eine Angelegenheit 
zur Entscheidung übertragen ist, nicht 
rechtzeitig möglich, kann die 
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
und im Falle ihrer oder seiner 
Verhinderung die allgemeine Vertreterin 
oder der allgemeine Vertreter mit der 
oder dem Ausschussvorsitzenden oder 
einem anderen dem Ausschuss 
angehörenden Ratsmitglied 
entscheiden. Die Entscheidung ist dem 
Ausschuss in der nächsten Sitzung zur 
Genehmigung vorzulegen. Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend. 
 

Vertreterin oder der allgemeine Vertreter 
mit einem Ratsmitglied entscheiden 
(Dringlichkeitsentscheidung). Die nach 
Satz 1 oder nach Satz 2 getroffenen 
Entscheidungen sind dem Rat in der 
nächsten Sitzung zur Genehmigung 
vorzulegen. Er kann die Entscheidungen 
aufheben, soweit nicht schon Rechte 
anderer durch die Ausführung des 
Beschlusses entstanden sind. 
 
(2) Der Hauptausschuss entscheidet 
ferner in Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Rates 
unterliegen, wenn und solange nach § 
11 des Infektionsschutz- und 
Befugnisgesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) eine epidemische 
Lage von landesweiter Tragweite 
festgestellt ist und wenn zwei Drittel der 
Mitglieder des Rates einer Delegierung 
an den Hauptausschuss zugestimmt 
haben. Die Stimmabgaben können in 
Textform erfolgen. 
 
(2) Ist die Einberufung eines 
Ausschusses, dem eine Angelegenheit 
zur Entscheidung übertragen ist, nicht 
rechtzeitig möglich, kann die 
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
und im Falle ihrer oder seiner 
Verhinderung die allgemeine Vertreterin 
oder der allgemeine Vertreter mit der 
oder dem Ausschussvorsitzenden oder 
einem anderen dem Ausschuss 
angehörenden Ratsmitglied 
entscheiden. Die Entscheidung ist dem 
Ausschuss in der nächsten Sitzung zur 
Genehmigung vorzulegen. Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend. 
 

 
 
 
§ 62 
Aufgaben und Stellung des 
Bürgermeisters 
 

 
Änderung wirksam ab dem 1.1.2023 
 
§ 62 
Aufgaben und Stellung des 
Bürgermeisters 
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[...] 
(2) Der Bürgermeister bereitet die 
Beschlüsse des Rates, der 
Bezirksvertretungen und der 
Ausschüsse vor. Er führt diese 
Beschlüsse und Entscheidungen nach § 
60 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 
sowie Weisungen, die im Rahmen des § 
3 Abs. 2 und des § 132 ergehen, unter 
der Kontrolle des Rates und in 
Verantwortung ihm gegenüber durch. 
Der Bürgermeister entscheidet ferner in 
Angelegenheiten, die ihm vom Rat oder 
von den Ausschüssen zur Entscheidung 
übertragen sind. 
[...] 
 

[...] 
(2) Der Bürgermeister bereitet die 
Beschlüsse des Rates, der 
Bezirksvertretungen und der 
Ausschüsse vor. Er führt diese 
Beschlüsse und Entscheidungen nach § 
60 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 32 Satz 
1 sowie Weisungen, die im Rahmen des 
§ 3 Absatz 2 und des § 132 ergehen, 
unter der Kontrolle des Rates und in 
Verantwortung ihm gegenüber durch. 
Der Bürgermeister entscheidet ferner in 
Angelegenheiten, die ihm vom Rat oder 
von den Ausschüssen zur Entscheidung 
übertragen sind. 
[...] 
 

 
§ 107  
Zulässigkeit wirtschaftlicher 
Betätigung 
 
[...] 
(5) Vor der Entscheidung über die 
Gründung von bzw. die unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung an 
Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 
ist der Rat auf der Grundlage einer 
Marktanalyse über die Chancen und 
Risiken des beabsichtigten 
wirtschaftlichen Engagements und über 
die Auswirkungen auf das Handwerk 
und die mittelständische Wirtschaft zu 
unterrichten. Den örtlichen 
Selbstverwaltungsorganisationen von 
Handwerk, Industrie und Handel und 
den für die Beschäftigten der jeweiligen 
Branchen handelnden Gewerkschaften 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
den Marktanalysen zu geben. 
[...] 
 
 
 
 

 
§ 107  
Zulässigkeit wirtschaftlicher 
Betätigung 
 
[...] 
(5) Vor der Entscheidung über die 
Gründung von bzw. die unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung an 
Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 
ist der Rat auf der Grundlage einer 
Marktanalyse über die Chancen und 
Risiken des beabsichtigten 
wirtschaftlichen Engagements und über 
die Auswirkungen auf das Handwerk 
und die mittelständische Wirtschaft zu 
unterrichten. Den örtlichen 
Selbstverwaltungsorganisationen von 
Handwerk, Industrie und Handel und 
den für die Beschäftigten der jeweiligen 
Branchen handelnden Gewerkschaften 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
den Marktanalysen zu geben. Auf 
Antrag mindestens eines Fünftels der 
Mitglieder des Rates hat die 
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
gegenüber dem Rat zu allen oder 
einzelnen abgegebenen 
Stellungnahmen eine Bewertung 
abzugeben. Kündigt mindestens ein 
Fünftel der Mitglieder des Rates in Form 
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eines Antrags eine auf die Marktanalyse 
bezogene qualifizierte Stellungnahme 
an, so soll die Entscheidung nach Satz 
1 frühestens nach Ablauf von sechs 
Wochen nach der Ankündigung 
erfolgen. 
[...] 
 

 
§ 107a  
Zulässigkeit energiewirtschaftlicher 
Betätigung 
 
[...] 
(4) Vor der Entscheidung über die 
Gründung von bzw. die unmittelbare 
Beteiligung an Unternehmen im Sinne 
des Absatzes 1 ist der Rat über die 
Chancen und Risiken des 
beabsichtigten wirtschaftlichen 
Engagements zu unterrichten. Den 
örtlichen 
Selbstverwaltungsorganisationen von 
Handwerk, Industrie und Handel und 
den für die Beschäftigten der jeweiligen 
Branchen handelnden Gewerkschaften 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, sofern die Entscheidung die 
Erbringung verbundener 
Dienstleistungen betrifft. 
 

 
§ 107a  
Zulässigkeit energiewirtschaftlicher 
Betätigung 
 
[...] 
(4) § 107 Absatz 5 gilt entsprechend. 
 

 
§ 108a  
Arbeitnehmermitbestimmung in 
fakultativen Aufsichtsräten 
 
[...] 
(4) § 113 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie § 
9 des Drittelbeteiligungsgesetzes vom 
18. Mai 2004 (BGBl. I S. 974), das 
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 114 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 3044) geändert worden ist, 
gelten für die nach Absatz 3 für den 
fakultativen Aufsichtsrat vom Rat 
bestellten Arbeitnehmervertreter 
entsprechend. Verliert ein vom Rat 
bestellter Arbeitnehmervertreter, der als 

 
§ 108a  
Arbeitnehmermitbestimmung in 
fakultativen Aufsichtsräten 
 
[...] 
(4) § 113 Absatz 1 Satz 2 und 3 und 
Absatz 6 sowie § 9 des 
Drittelbeteiligungsgesetzes vom 18. Mai 
2004 (BGBl. I S. 974), das zuletzt durch 
Artikel 2 Absatz 114 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) 
geändert worden ist, gelten für die nach 
Absatz 3 für den fakultativen 
Aufsichtsrat vom Rat bestellten 
Arbeitnehmervertreter entsprechend. 
Verliert ein vom Rat bestellter 
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Arbeitnehmer im Unternehmen oder in 
der Einrichtung beschäftigt ist, die 
Beschäftigteneigenschaft in dem 
Unternehmen oder der Einrichtung, 
muss der Rat ihn entsprechend § 113 
Absatz 1 Satz 3 aus seinem Amt im 
fakultativen Aufsichtsrat abberufen. 
 [...] 
 

Arbeitnehmervertreter, der als 
Arbeitnehmer im Unternehmen oder in 
der Einrichtung beschäftigt ist, die 
Beschäftigteneigenschaft in dem 
Unternehmen oder der Einrichtung, 
muss der Rat ihn entsprechend § 113 
Absatz 1 Satz 3 aus seinem Amt im 
fakultativen Aufsichtsrat abberufen. 
 [...] 
 

 
§ 113  
Vertretung der Gemeinde in 
Unternehmen oder Einrichtungen 
 
[...] 
(5) Die Vertreter der Gemeinde haben 
den Rat über alle Angelegenheiten von 
besonderer Bedeutung frühzeitig zu 
unterrichten. Die Unterrichtungspflicht 
besteht nur, soweit durch Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist. 
 
(6) Wird ein Vertreter der Gemeinde aus 
seiner Tätigkeit in einem Organ haftbar 
gemacht, so hat ihm die Gemeinde den 
Schaden zu ersetzen, es sei denn, daß 
er ihn vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführt hat. Auch in diesem Falle 
ist die Gemeinde 
schadensersatzpflichtig, wenn ihr 
Vertreter nach Weisung des Rates oder 
eines Ausschusses gehandelt hat. 
 

 
§ 113  
Vertretung der Gemeinde in 
Unternehmen oder Einrichtungen 
 
[...] 
(5) Die Vertreter der Gemeinde haben 
den Rat über alle Angelegenheiten von 
besonderer Bedeutung frühzeitig zu 
unterrichten. Die Unterrichtungspflicht 
besteht nur, soweit durch Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist. 
 
(6) Die Vertreter der Gemeinde haben 
die zur Wahrnehmung des 
Vertretungsamtes sowie die zur 
Beurteilung und Überwachung der 
Geschäfte, die das Unternehmen oder 
die Einrichtung betreibt, erforderliche 
Sachkunde zu besitzen. Sachkunde 
bedeutet dabei den Nachweis einer 
fachlichen Eignung zum Verständnis der 
wirtschaftlichen und rechtlichen Abläufe. 
Die Voraussetzungen für die 
erforderliche Sachkunde hat das 
Unternehmen oder die Einrichtung 
vor der Entsendung zu prüfen und 
sicherzustellen. 
 
(7) Wird ein Vertreter der Gemeinde aus 
seiner Tätigkeit in einem Organ haftbar 
gemacht, so hat ihm die Gemeinde den 
Schaden zu ersetzen, es sei denn, daß 
er ihn vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführt hat. Auch in diesem Falle 
ist die Gemeinde 
schadensersatzpflichtig, wenn ihr 
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Vertreter nach Weisung des Rates oder 
eines Ausschusses gehandelt hat. 
 

 
§ 115  
Anzeige 
 
[...] 
(2) Für die Entscheidung über die 
mittelbare Beteiligung an einer 
Gesellschaft gilt Entsprechendes, wenn 
ein Beschluß des Rates nach § 108 
Abs. 6 oder § 111 Abs. 2 zu fassen ist. 
 

 
§ 115 
Anzeige 
 
[...] 
(2) Für die Entscheidung über die 
mittelbare Beteiligung an einer 
Gesellschaft gilt Entsprechendes, wenn 
ein Beschluß des Rates nach § 108 
Abs. 6 oder § 111 Abs. 2 zu fassen ist. 
In diesen Fällen kann die Gemeinde von 
einer Anzeige absehen, wenn der 
einzelne kommunale 
Anteil 10 Prozent der Anteile an einem 
Unternehmen oder einer Einrichtung 
nicht übersteigt. 
 

 
§ 133  
Ausführung des Gesetzes 
 
[...] 
(3) Das zuständige Ministerium gibt, 
soweit es für die Vergleichbarkeit der 
Haushalte erforderlich ist, durch 
Verwaltungsvorschrift Muster 
insbesondere für 
1. die Haushaltssatzung und ihre 
Bekanntmachung, 
2. die Beschreibung und Gliederung der 
Produktbereiche und Produktgruppen 
sowie die Gestaltung des 
Haushaltsplanes und des Finanzplanes, 
3. die Form des Haushaltsplanes und 
seiner Anlagen und des Finanzplanes, 
4. die Form der Anlagenübersicht, der 
Forderungsübersicht, der 
Eigenkapitalübersicht und der 
Verbindlichkeitenübersicht, 
5. die Zahlungsanordnungen, 
Buchführung, den Kontenrahmen, den 
Jahresabschluss und den 
Gesamtabschluss und ihren jeweiligen 
Anlagen und 
6. den Beteiligungsbericht 

 
§ 133  
Ausführung des Gesetzes 
 
[...] 
(3) Das zuständige Ministerium gibt, 
soweit es für die Vergleichbarkeit der 
Haushalte erforderlich ist, durch 
Verwaltungsvorschrift Muster 
insbesondere für 
1. die Haushaltssatzung und ihre 
Bekanntmachung, 
2. die Beschreibung und Gliederung der 
Produktbereiche und Produktgruppen 
sowie die Gestaltung des 
Haushaltsplanes und des Finanzplanes, 
3. die Form des Haushaltsplanes und 
seiner Anlagen und des Finanzplanes, 
4. die Form der Anlagenübersicht, der 
Forderungsübersicht, der 
Eigenkapitalübersicht und der 
Verbindlichkeitenübersicht, 
5. die Zahlungsanordnungen, 
Buchführung, den Kontenrahmen, den 
Jahresabschluss und den 
Gesamtabschluss und ihren jeweiligen 
Anlagen und 
6. den Beteiligungsbericht 
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im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen bekannt. Die 
Gemeinden sind verpflichtet, diese 
Muster zu verwenden. Die Bekanntgabe 
von Mustern nach Satz 1 Nummer 2 und 
3 erfolgt im Benehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium. 
 

im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen bekannt. Die 
Gemeinden sind verpflichtet, diese 
Muster zu verwenden. Die Bekanntgabe 
von Mustern nach Satz 1 Nummer 2 und 
3 erfolgt im Benehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium. 
 
(4) Das für Kommunales zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die mit Zustimmung 
des Landtags und im Einvernehmen mit 
der oder dem Beauftragten der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
für Informationstechnik erlassen wird, 
Vorschriften zur Verwirklichung der in § 
47a Absatz 2 bis 5 bezeichneten 
Anforderungen zu erlassen. Dies betrifft 
insbesondere die technische und 
organisatorische Umsetzung von 
digitalen und hybriden Sitzungen auch 
im Hinblick auf die Verfahren nach § 48 
Absatz 2 Satz 2 bis 5 und § 50 Absatz 1 
und 2 sowie die Sicherstellung von 
datenschutzrechtlichen und 
informationssicherheitsrechtlichen 
Standards. Durch die Rechtsverordnung 
nach Satz 1 kann ferner eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts als 
zuständige Stelle für die Zertifizierung 
nach § 47a Absatz 4 Satz 2 bestimmt 
und die für sie maßgeblichen Verfahren 
und Anforderungen näher 
festgelegt werden. 
 
(5) Das für Kommunales zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die mit Zustimmung 
des Landtags erlassen wird, nähere 
Vorschriften über die Voraussetzungen 
der Ansprüche nach § 45 Absatz 1 zu 
treffen und insbesondere die Höhe der 
zu gewährenden Entschädigung durch 
Festlegung unter anderem von 
Regelstundensätzen, Höchstbeträgen, 
Monatspauschalen und Sitzungsgeldern 
festzusetzen. 
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Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

 

 
§ 29  
Freistellung 
 
[...] 
(3) Zur Teilnahme an 
kommunalpolitischen 
Bildungsveranstaltungen, die der 
Ausübung ihres Mandats förderlich sind, 
haben Kreistagsmitglieder oder 
Mitglieder von Ausschüssen des 
Kreistages einen Anspruch auf Urlaub 
an bis zu acht Arbeitstagen in jeder 
Wahlperiode, jedoch an nicht mehr als 
vier aufeinanderfolgenden Arbeitstagen 
im Jahr. Für die Zeit des Urlaubs 
besteht nach diesem Gesetz kein 
Anspruch auf Lohn oder Gehalt; 
weitergehende Vorschriften bleiben 
unberührt. Der Verdienstausfall und die 
Kinderbetreuungskosten sind nach 
Maßgabe der Regelungen des § 30 
Absatz 1 bis 4 zu ersetzen. 
Sind Kreistagsmitglieder oder Mitglieder 
von Ausschüssen des Kreistages 
zugleich auch Ratsmitglieder, Mitglieder 
von Bezirksvertretungen oder Mitglieder 
von Ausschüssen einer Gemeinde, so 
besteht der Anspruch auf Urlaub in jeder 
Wahlperiode nur einmal. 
Der Arbeitgeber bzw. Dienstherr darf 
den Urlaub zu dem von dem 
Beschäftigten mitgeteilten Zeitpunkt 
ablehnen, wenn zwingende betriebliche 
Belange oder Urlaubsanträge anderer 
Beschäftigter entgegenstehen. 
 
 

 
§ 29  
Freistellung 
 
[...] 
(3) Zur Teilnahme an 
kommunalpolitischen 
Bildungsveranstaltungen, die der 
Ausübung ihres Mandats förderlich sind, 
haben Kreistagsmitglieder oder 
Mitglieder von Ausschüssen des 
Kreistages einen Anspruch auf Urlaub 
an bis zu acht Arbeitstagen in jeder 
Wahlperiode, jedoch an nicht mehr als 
vier aufeinanderfolgenden Arbeitstagen 
im Jahr. Für die Zeit des Urlaubs 
besteht nach diesem Gesetz kein 
Anspruch auf Lohn oder Gehalt; 
weitergehende Vorschriften bleiben 
unberührt. Der Verdienstausfall und die 
Kinderbetreuungskosten sind nach 
Maßgabe der Regelungen des § 30 
Absatz 1 bis 4 zu ersetzen. Der 
Verdienstausfall und die Aufwendungen 
für die entgeltliche Betreuung von 
pflege- oder betreuungsbedürftigen 
Angehörigen sind nach Maßgabe der 
Regelungen des § 30 zu ersetzen. 
Sind Kreistagsmitglieder oder Mitglieder 
von Ausschüssen des Kreistages 
zugleich auch Ratsmitglieder, Mitglieder 
von Bezirksvertretungen oder Mitglieder 
von Ausschüssen einer Gemeinde, so 
besteht der Anspruch auf Urlaub in jeder 
Wahlperiode nur einmal. 
Der Arbeitgeber bzw. Dienstherr darf 
den Urlaub zu dem von dem 
Beschäftigten mitgeteilten Zeitpunkt 
ablehnen, wenn zwingende betriebliche 
Belange oder Urlaubsanträge anderer 
Beschäftigter entgegenstehen. 
 

 
§ 30 

 
§ 30 
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Entschädigung der 
Kreistagsmitglieder 
 
(1) Ein Kreistagsmitglied im Kreistag, 
ein Kreistagsmitglied im Kreisausschuss 
oder ein Mitglied in einem Ausschuss 
hat Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalles, der ihm durch die 
Mandatsausübung entsteht, soweit sie 
während der Arbeitszeit erforderlich ist. 
Entgangener Verdienst aus 
Nebentätigkeiten und Verdienst, der 
außerhalb der Arbeitszeit hätte erzielt 
werden können, bleibt außer Betracht. 
 
(2) Als Ersatz des Verdienstausfalls wird 
mindestens ein in einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 7 
festzulegender Regelstundensatz 
gezahlt, es sei denn, daß ersichtlich 
keine finanziellen Nachteile entstanden 
sind. In der Hauptsatzung kann ein 
höherer Regelstundensatz festgelegt 
werden. Darüber hinaus wird in 
folgenden Fällen eine höhere 
Entschädigung gezahlt: 
 
1. Abhängig Erwerbstätigen wird auf 
Antrag anstelle des Regelstundensatzes 
der tatsächlich entstandene und 
nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt; 
 
2. Selbständige erhalten auf Antrag 
anstelle des Regelstundensatzes eine 
Verdienstausfallpauschale je Stunde, 
die im Einzelfall auf der Grundlage des 
glaubhaft gemachten Einkommens nach 
billigem Ermessen festgesetzt wird. 
 
In der Rechtsverordnung nach Absatz 7 
ist ein einheitlicher Höchstbetrag 
festzulegen, der bei dem Ersatz des 
Verdienstausfalls je Stunde nicht 
überschritten werden darf. 
 
(3) Personen, die 
1. einen Haushalt mit 

Entschädigung der 
Kreistagsmitglieder 
 
Für die Entschädigung der Mitglieder 
des Kreistags, des Kreisausschusses 
und der Ausschüsse 
gelten die §§ 45 und 133 Absatz 5 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein- 
Westfalen entsprechend. 
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a) mindestens zwei Personen, von 
denen mindestens eine ein Kind unter 
14 Jahren oder eine anerkannt 
pflegebedürftige Person nach § 14 SGB 
XI ist, oder 
b) mindestens drei Personen 
führen und 
2. nicht oder weniger als 20 Stunden je 
Woche erwerbstätig sind, 
 
erhalten für die mandatsbedingte 
Abwesenheit vom Haushalt den 
Regelstundensatz nach Absatz 2 Satz 1 
beziehungsweise Absatz 2 Satz 2. Statt 
des Regelstundensatzes werden auf 
Antrag die notwendigen Kosten für eine 
Vertretung im Haushalt ersetzt. Absatz 2 
Satz 4 gilt entsprechend. 
 
(4) Ist während der mandatsbedingten 
Abwesenheit vom Haushalt eine 
entgeltliche Kinderbetreuung notwendig, 
werden die nachgewiesenen Kosten auf 
Antrag erstattet. 
Kinderbetreuungskosten werden nicht 
für Zeiträume erstattet, für die 
Entschädigung nach Absatz 2 oder 3 
geleistet wird. Die Hauptsatzung kann 
die näheren Einzelheiten regeln. 
 
(5) Unabhängig von einem Anspruch auf 
Verdienstausfall besteht ein Anspruch 
auf angemessene 
Aufwandsentschädigung nach 
folgenden Maßgaben: 
 
1. Einem Kreistagsmitglied kann die 
Aufwandsentschädigung teilweise als 
Sitzungsgeld für Kreistags-, 
Kreisausschuss-, Ausschuss- und 
Fraktionssitzungen gezahlt werden. 
 
2. Ein Ausschussmitglied, das nicht 
Kreistagsmitglied ist (sachkundiger 
Bürger), erhält ein Sitzungsgeld für die 
im Rahmen seiner Mandatsausübung 
erforderliche Teilnahme an 
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Kreisausschuss-, Ausschuss- und 
Fraktionssitzungen. 
 
3. Ein stellvertretendes 
Ausschussmitglied, das nicht 
Kreistagsmitglied ist, erhält unabhängig 
vom Eintritt des Vertretungsfalles für die 
im Rahmen seiner Mandatsausübung 
erforderliche Teilnahme an 
Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld. 
 
(6) Fraktionssitzungen sind auch 
Sitzungen von Teilen einer Fraktion 
(Fraktionsvorstand, 
Fraktionsarbeitskreise). Die Zahl der 
ersatzpflichtigen Fraktionssitzungen pro 
Jahr ist in der Hauptsatzung zu 
beschränken. 
 
(7) Das für Kommunales zuständige 
Ministerium bestimmt durch 
Rechtsverordnung 
 
1. die Höhe des Regelstundensatzes 
und des Höchstbetrages nach Absatz 2, 
 
2. die Höhe der monatlichen 
Aufwandsentschädigung sowie die 
Höhe der Sitzungsgelder, 
 
3. die Fahrtkostenerstattung und den 
Ersatz von Auslagen neben der 
Aufwandsentschädigung. 
 
Die Höhe der Aufwandsentschädigung 
und der Sitzungsgelder ist zu Beginn 
und mit Ablauf der Hälfte der 
Wahlperiode anzupassen. Grundlage 
dafür ist die Preisentwicklung 
ausgewählter Waren und Leistungen im 
Preisindex für die Lebenshaltung aller 
privaten Haushalte seit dem Zeitpunkt 
der vorangegangenen Anpassung der 
Höhe der Aufwandsentschädigung und 
der Sitzungsgelder. Die Höhe des 
Regelstundensatzes und des 
Höchstbetrages wird zu Beginn und zur 
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Mitte der Wahlperiode im Hinblick auf 
ihre Angemessenheit überprüft. 
 

 
 
 

 
§ 32a 
Einberufung des Kreistags in 
besonderen Ausnahmefällen 
 
§ 47a der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gilt für die 
Einberufung des 
Kreistags in besonderen 
Ausnahmefällen entsprechend. 
 

 
§ 33  
Tagesordnung und Öffentlichkeit der 
Kreistagssitzungen 
 
(1) Der Landrat setzt die Tagesordnung 
fest. Er hat dabei Vorschläge 
aufzunehmen, die ihm innerhalb einer in 
der Geschäftsordnung zu 
bestimmenden Frist von einem Fünftel 
der Kreistagsmitglieder oder einer 
Fraktion vorgelegt werden. 
Fragestunden für Einwohner kann er in 
die Tagesordnung aufnehmen, wenn 
Einzelheiten hierüber in der 
Geschäftsordnung geregelt sind. Zeit 
und Ort der Sitzung sowie die 
Tagesordnung sind von ihm öffentlich 
bekanntzumachen. Die Tagesordnung 
kann in der Sitzung durch Beschluß des 
Kreistags erweitert werden, wenn es 
sich um Angelegenheiten handelt, die 
keinen Aufschub dulden oder die von 
äußerster Dringlichkeit sind. 
 
(2) Die Sitzungen des Kreistags sind 
öffentlich. Durch die Geschäftsordnung 
kann die Öffentlichkeit für 
Angelegenheiten einer bestimmten Art 
ausgeschlossen werden. Auf Antrag 
eines Kreistagsmitglieds oder auf 
Vorschlag des Landrats kann für 
einzelne Angelegenheiten die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 

 
§ 33  
Tagesordnung und Öffentlichkeit der 
Kreistagssitzungen 
 
(1) Der Landrat setzt die Tagesordnung 
fest. Er hat dabei Vorschläge 
aufzunehmen, die ihm innerhalb einer in 
der Geschäftsordnung zu 
bestimmenden Frist von einem Fünftel 
der Kreistagsmitglieder oder einer 
Fraktion vorgelegt werden. 
Fragestunden für Einwohner kann er in 
die Tagesordnung aufnehmen, wenn 
Einzelheiten hierüber in der 
Geschäftsordnung geregelt sind. Zeit 
und Ort der Sitzung sowie die 
Tagesordnung sind von ihm öffentlich 
bekanntzumachen. Die Tagesordnung 
kann in der Sitzung durch Beschluß des 
Kreistags erweitert werden, wenn es 
sich um Angelegenheiten handelt, die 
keinen Aufschub dulden oder die von 
äußerster Dringlichkeit sind. 
 
(2) Die Sitzungen des Kreistags sind 
öffentlich. Durch die Geschäftsordnung 
kann die Öffentlichkeit für 
Angelegenheiten einer bestimmten Art 
ausgeschlossen werden. Auf Antrag 
eines Kreistagsmitglieds oder auf 
Vorschlag des Landrats kann für 
einzelne Angelegenheiten die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 
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Anträge und Vorschläge auf Ausschluß 
der Öffentlichkeit dürfen nur in 
nichtöffentlicher Sitzung begründet und 
beraten werden. Falls dem Antrag oder 
dem Vorschlag stattgegeben wird, ist 
die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu 
unterrichten, daß in nichtöffentlicher 
Sitzung weiter verhandelt wird. 
 
(3) Personenbezogene Daten dürfen 
offenbart werden, soweit nicht 
schützenswerte Interessen Einzelner 
oder Belange des öffentlichen Wohls 
überwiegen; erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. 
 
(4) Mitglieder der Ausschüsse können 
nach Maßgabe der Geschäftsordnung 
an den nichtöffentlichen Sitzungen des 
Kreistags als Zuhörer teilnehmen, 
soweit deren Aufgabenbereich durch 
den Beratungsgegenstand berührt wird. 
Die Teilnahme als Zuhörer begründet 
keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von 
Sitzungsgeld. 
 

Anträge und Vorschläge auf Ausschluß 
der Öffentlichkeit dürfen nur in 
nichtöffentlicher Sitzung begründet und 
beraten werden. Falls dem Antrag oder 
dem Vorschlag stattgegeben wird, ist 
die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu 
unterrichten, daß in nichtöffentlicher 
Sitzung weiter verhandelt wird. Bei 
Ausschluss der Öffentlichkeit ist 
namentlich abzustimmen; § 35 Absatz 1 
Satz 5 bleibt 
unberührt. 
 
(3) Personenbezogene Daten dürfen 
offenbart werden, soweit nicht 
schützenswerte Interessen Einzelner 
oder Belange des öffentlichen Wohls 
überwiegen; erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. 
 
(4) § 48 Absatz 4 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend. 
 
(5) Mitglieder der Ausschüsse können 
nach Maßgabe der Geschäftsordnung 
an den nichtöffentlichen Sitzungen des 
Kreistags als Zuhörer teilnehmen, 
soweit deren Aufgabenbereich durch 
den Beratungsgegenstand berührt wird. 
Die Teilnahme als Zuhörer begründet 
keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von 
Sitzungsgeld. 
 

 
 
 
§ 39  
Widerspruch und Beanstandung 
 
[...] 
(4) Absätze 1 bis 3 finden in den Fällen 
des § 50 Absatz 1 bis 4 entsprechende 
Anwendung. 
 

 
Änderung wirksam ab dem 1.1.2023 
 
§ 39  
Widerspruch und Beanstandung 
 
[...] 
(4) Die Absätze 1 bis 3 finden in den 
Fällen des § 50 Absatz 1 bis 43 
entsprechende Anwendung. 
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§ 41  
Bildung von Ausschüssen 
 
[...] 
(3) Der Kreistag regelt mit der Mehrheit 
der Stimmen der Kreistagsmitglieder die 
Zusammensetzung der Ausschüsse und 
ihre Befugnisse. Soweit er 
stellvertretende Ausschußmitglieder 
bestellt, ist die Reihenfolge der 
Vertretung zu regeln. Der Landrat hat 
das Recht, mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Ausschüsse 
teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen 
jederzeit das Wort zu erteilen. An 
nichtöffentlichen Sitzungen eines 
Ausschusses können die 
stellvertretenden Ausschußmitglieder 
sowie alle Kreistagsmitglieder als 
Zuhörer teilnehmen, ebenso die 
Mitglieder anderer Ausschüsse, soweit 
deren Aufgabenbereich durch den 
Beratungsgegenstand berührt wird. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet 
keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von 
Sitzungsgeld; § 30 Abs. 4 Nr. 3 bleibt 
unberührt. Wird in einer 
Ausschußsitzung ein Antrag beraten, 
den ein Kreistagsmitglied gestellt hat, 
das dem Ausschuß nicht angehört, so 
kann es sich an der Beratung beteiligen. 
Fraktionen, die in einem Ausschuß nicht 
vertreten sind, sind berechtigt, für 
diesen Ausschuß ein Kreistagsmitglied 
oder einen sachkundigen Bürger, der 
dem Kreistag angehören kann, zu 
benennen. Das benannte 
Kreistagsmitglied oder der benannte 
sachkundige Bürger wird vom Kreistag 
zum Mitglied des Ausschusses bestellt. 
Sie wirken in dem Ausschuß mit 
beratender Stimme mit. Bei der 
Zusammensetzung und der Berechnung 
der Beschlußfähigkeit des Ausschusses 
werden sie nicht mitgezählt. Ein 
Kreistagsmitglied hat das Recht, 
mindestens einem der Ausschüsse als 

§ 41  
Bildung von Ausschüssen 
 
[...] 
(3) Der Kreistag regelt mit der Mehrheit 
der Stimmen der Kreistagsmitglieder die 
Zusammensetzung der Ausschüsse und 
ihre Befugnisse. Soweit er 
stellvertretende Ausschußmitglieder 
bestellt, ist die Reihenfolge der 
Vertretung zu regeln. Der Landrat hat 
das Recht, mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Ausschüsse 
teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen 
jederzeit das Wort zu erteilen. An 
nichtöffentlichen Sitzungen eines 
Ausschusses können die 
stellvertretenden Ausschußmitglieder 
sowie alle Kreistagsmitglieder als 
Zuhörer teilnehmen, ebenso die 
Mitglieder anderer Ausschüsse, soweit 
deren Aufgabenbereich durch den 
Beratungsgegenstand berührt wird. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet 
keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von 
Sitzungsgeld; § 30 Abs. 4 Nr. 3 bleibt 
unberührt. Wird in einer 
Ausschußsitzung ein Antrag beraten, 
den ein Kreistagsmitglied gestellt hat, 
das dem Ausschuß nicht angehört, so 
kann es sich an der Beratung beteiligen. 
Fraktionen, die in einem Ausschuß nicht 
vertreten sind, sind berechtigt, für 
diesen Ausschuß ein Kreistagsmitglied 
oder einen sachkundigen Bürger, der 
dem Kreistag angehören kann, zu 
benennen. Das benannte 
Kreistagsmitglied oder der benannte 
sachkundige Bürger wird vom Kreistag 
zum Mitglied des Ausschusses bestellt. 
Sie wirken in dem Ausschuß mit 
beratender Stimme mit. Bei der 
Zusammensetzung und der Berechnung 
der Beschlußfähigkeit des Ausschusses 
werden sie nicht mitgezählt. Ein 
Kreistagsmitglied hat das Recht, 
mindestens einem der Ausschüsse als 
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Mitglied mit beratender Stimme 
anzugehören. Die Sätze 8 und 10 gelten 
entsprechend. 
[...] 
 

Mitglied mit beratender Stimme 
anzugehören. Die Sätze 8 und 10 gelten 
entsprechend. 
[...] 
 

 
 
 

 
§ 41a 
Hybride Sitzungen der Ausschüsse 
 
§ 58a der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gilt für die 
Ausschüsse des 
Kreistages entsprechend mit der 
Maßgabe, dass der Kreisausschuss von 
der Anwendung der 
Vorschrift ausgeschlossen ist. 
 

 
 
 
§ 50  
Zuständigkeiten des 
Kreisausschusses 
 
[...] 
(3) Der Kreisausschuss entscheidet in 
allen Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Kreistags 
unterliegen, falls eine Einberufung des 
Kreistags nicht rechtzeitig möglich ist 
(Eilentscheidung). Ist die Einberufung 
des Kreisausschusses nicht rechtzeitig 
möglich und kann die Entscheidung 
nicht aufgeschoben werden, weil sonst 
erhebliche Nachteile oder Gefahren 
entstehen können, kann die Landrätin 
oder der Landrat und im Falle ihrer oder 
seiner Verhinderung die allgemeine 
Vertreterin oder der allgemeine Vertreter 
mit einem Kreisausschussmitglied 
entscheiden 
(Dringlichkeitsentscheidung). Die nach 
Satz 1 oder nach Satz 2 getroffenen 
Entscheidungen sind dem Kreistag in 
der nächsten Sitzung zur Genehmigung 
vorzulegen. Er kann die Entscheidungen 
aufheben, soweit nicht schon Rechte 

 
Änderung wirksam ab dem 1.1.2023 
 
§ 50  
Zuständigkeiten des 
Kreisausschusses 
 
[...] 
(3) Der Kreisausschuss entscheidet in 
allen Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Kreistags 
unterliegen, falls eine Einberufung des 
Kreistags nicht rechtzeitig möglich ist 
(Eilentscheidung). Ist die Einberufung 
des Kreisausschusses nicht rechtzeitig 
möglich und kann die Entscheidung 
nicht aufgeschoben werden, weil sonst 
erhebliche Nachteile oder Gefahren 
entstehen können, kann die Landrätin 
oder der Landrat und im Falle ihrer oder 
seiner Verhinderung die allgemeine 
Vertreterin oder der allgemeine Vertreter 
mit einem Kreisausschussmitglied 
entscheiden 
(Dringlichkeitsentscheidung). Die nach 
Satz 1 oder nach Satz 2 getroffenen 
Entscheidungen sind dem Kreistag in 
der nächsten Sitzung zur Genehmigung 
vorzulegen. Er kann die Entscheidungen 
aufheben, soweit nicht schon Rechte 
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anderer durch die Ausführung des 
Beschlusses entstanden sind 
 
(4) Der Kreisausschuss entscheidet 
ferner in allen Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Kreistags 
unterliegen, wenn und solange nach § 
11 des Infektionsschutz- und 
Befugnisgesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) eine epidemische 
Lage von landesweiter Tragweite 
festgestellt ist und wenn zwei Drittel der 
Mitglieder des Kreistags einer 
Delegierung an den Kreisausschuss 
zugestimmt haben. Die Stimmabgaben 
können in Textform erfolgen. 
 
(5) Der Kreisausschuß kann die 
Erledigung einzelner 
Verwaltungsaufgaben dem Landrat 
übertragen. 
 

anderer durch die Ausführung des 
Beschlusses entstanden sind 
 
(4) Der Kreisausschuss entscheidet 
ferner in allen Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Kreistags 
unterliegen, wenn und solange nach § 
11 des Infektionsschutz- und 
Befugnisgesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) eine epidemische 
Lage von landesweiter Tragweite 
festgestellt ist und wenn zwei Drittel der 
Mitglieder des Kreistags einer 
Delegierung an den Kreisausschuss 
zugestimmt haben. Die Stimmabgaben 
können in Textform erfolgen. 
 
(4) Der Kreisausschuß kann die 
Erledigung einzelner 
Verwaltungsaufgaben dem Landrat 
übertragen. 
 

 
§ 52 
Verfahren des Kreisausschusses 
 
(1) Der Landrat beruft den 
Kreisausschuß ein und setzt die 
Tagesordnung fest. 
 
(2) Der Kreisausschuß ist 
beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder anwesend ist. 
 
(3) Im übrigen finden § 28 Abs. 1, Abs. 2 
und 3, § 32 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2, § 
34 Abs. 2, § 35, § 36, § 37 Abs. 1 und § 
41 Abs. 3 Satz 4 bis 10 und Abs. 4 
entsprechende Anwendung. Soweit der 
Kreisausschuß Aufgaben nach § 59 
Abs. 1 wahrnimmt, tagt er in 
nichtöffentlicher Sitzung. 
 

 
§ 52 
Verfahren des Kreisausschusses 
 
(1) Der Landrat beruft den 
Kreisausschuß ein und setzt die 
Tagesordnung fest. 
 
(2) Der Kreisausschuß ist 
beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder anwesend ist. 
 
(3) Im übrigen finden § 28 Abs. 1, Abs. 2 
und 3, § 32 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2, 
32a, § 34 Abs. 2, § 35, § 36, § 37 Abs. 1 
und § 41 Abs. 3 Satz 4 bis 10 und Abs. 
4 entsprechende Anwendung. Soweit 
der Kreisausschuß Aufgaben nach § 59 
Abs. 1 wahrnimmt, tagt er in 
nichtöffentlicher Sitzung. 
 

 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

 

  
§ 8b 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18406&vd_back=N218b&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18406&vd_back=N218b&sg=0&menu=0
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Einberufung der 
Landschaftsversammlung in 
besonderen Ausnahmefällen 
 
§ 47a der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gilt für die 
Einberufung der 
Landschaftsversammlung in 
besonderen Ausnahmefällen 
entsprechend. 
 

 
§ 9  
Sitzungen der 
Landschaftsversammlung 
 
(1) Die Sitzungen der 
Landschaftsversammlung sind 
öffentlich. Personenbezogene Daten 
dürfen offenbart werden, soweit nicht 
schützenswerte Interessen einzelner 
oder Belange des öffentlichen Wohls 
überwiegen; erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. 
 

 
§ 9  
Sitzungen der 
Landschaftsversammlung 
 
(1) Die Sitzungen der 
Landschaftsversammlung sind 
öffentlich. Personenbezogene Daten 
dürfen offenbart werden, soweit nicht 
schützenswerte Interessen einzelner 
oder Belange des öffentlichen Wohls 
überwiegen; erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. § 48 
Absatz 4 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend. 
 

 
 
 
§ 11  
Befugnisse des 
Landschaftsausschusses 
 
[...] 
(4) Nach Ablauf der Wahlzeit der 
Landschaftsversammlung übt der 
Landschaftsausschuß seine Tätigkeit 
bis zum Zusammentritt der 
neugewählten Landschaftsversammlung 
aus. 
 
(5) Der Landschaftsausschuss 
beschließt über alle Angelegenheiten, 
die der Beschlussfassung der 
Landschaftsversammlung unterliegen, 
sofern eine epidemische Lage von 

 
Änderung wirksam ab dem 1.1.2023 
 
§ 11  
Befugnisse des 
Landschaftsausschusses 
 
[...] 
(4) Nach Ablauf der Wahlzeit der 
Landschaftsversammlung übt der 
Landschaftsausschuß seine Tätigkeit 
bis zum Zusammentritt der 
neugewählten Landschaftsversammlung 
aus. 
 
(5) Der Landschaftsausschuss 
beschließt über alle Angelegenheiten, 
die der Beschlussfassung der 
Landschaftsversammlung unterliegen, 
sofern eine epidemische Lage von 
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landesweiter Tragweite nach § 11 
IfSBG-NRW festgestellt ist und wenn 
zwei Drittel der Mitglieder der 
Landschaftsversammlung einer 
Delegierung an den 
Landschaftsausschuss zugestimmt 
haben. Die Stimmabgaben können in 
Textform erfolgen. 
 

landesweiter Tragweite nach § 11 
IfSBG-NRW festgestellt ist und wenn 
zwei Drittel der Mitglieder der 
Landschaftsversammlung einer 
Delegierung an den 
Landschaftsausschuss zugestimmt 
haben. Die Stimmabgaben können in 
Textform erfolgen. 

  
§ 13a 
Hybride Sitzungen der 
Fachausschüsse 
 
§ 58a der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gilt für die 
Fachausschüsse 
entsprechend. 
 

 
§ 14  
Sitzungen und Beschlußfassung des 
Landschaftsausschusses und der 
Fachausschüsse 
 
[...] 
(3) § 10 ist entsprechend anzuwenden. 
 

 
§ 14  
Sitzungen und Beschlußfassung des 
Landschaftsausschusses und der 
Fachausschüsse 
 
[...] 
(3) §§ 8b und 10 sind entsprechend 
anzuwenden. 
 

 
§ 16  
Freistellung, Entschädigung 
 
(1) Die Mitglieder der 
Landschaftsversammlung, des 
Landschaftsausschusses und der 
Fachausschüsse haben Anspruch auf 
Freistellung, Ersatz ihres 
Verdienstausfalls und auf 
Aufwandsentschädigung nach den 
Regeln der §§ 44, 45 Gemeindeordnung 
und der Entschädigungsverordnung. 
[...] 
 

 
§ 16  
Freistellung, Entschädigung 
 
(1) Für die Freistellung und 
Entschädigung der Mitglieder der 
Landschaftsversammlung, des 
Landschaftsausschusses und der 
Fachausschüsse gelten die §§ 44, 45 
und 133 Absatz 5 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen entsprechend. 

 
Gesetz über den Regionalverband Ruhr 
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§ 11  
Einberufung, Zusammentritt und 
Vorsitz in der 
Verbandsversammlung; 
Sitzungen der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung tritt 
spätestens sechs Wochen nach Beginn 
der Wahlperiode zu ihrer ersten Sitzung 
zusammen. Die Wahlperiode der im 
Jahr 2020 erstmals direkt gewählten 
Verbandsversammlung beginnt am 1. 
November 2020. Die Wahlperiode der 
zuvor amtierenden 
Verbandsversammlung endet am 31. 
Oktober 2020. 
 
(2) Die Verbandsversammlung wählt für 
die Dauer ihrer Wahlzeit ohne 
Aussprache die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung und zwei 
stellvertretende Vorsitzende. Sie kann 
weitere stellvertretende Vorsitzende 
wählen. 
[...] 
 

§ 11  
Einberufung, Zusammentritt und 
Vorsitz in der 
Verbandsversammlung; 
Sitzungen der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung tritt 
spätestens sechs Wochen nach Beginn 
der Wahlperiode zu ihrer ersten Sitzung 
zusammen. Die Wahlperiode der im 
Jahr 2020 erstmals direkt gewählten 
Verbandsversammlung beginnt am 1. 
November 2020. Die Wahlperiode der 
zuvor amtierenden 
Verbandsversammlung endet am 31. 
Oktober 2020. § 48 Absatz 4 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen gilt für die 
Sitzungen 
der Verbandsversammlung 
entsprechend. 
 
(2) Die Verbandsversammlung wählt für 
die Dauer ihrer Wahlzeit ohne 
Aussprache die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung und zwei 
stellvertretende Vorsitzende. Sie kann 
weitere stellvertretende Vorsitzende 
wählen. 
[...] 
 

  
§ 11a 
Einberufung in besonderen 
Ausnahmefällen 
 
Für die Einberufung der 
Verbandsversammlung und des 
Verbandsausschusses gilt § 47a der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen, für die Sitzungen 
der sonstigen Ausschüsse 
gilt § 58a der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen 
entsprechend. 
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§ 12  
Pflichten und Rechte 
der Mitglieder der 
Verbandsversammlung 
 
[...] 
(3) Verbandsversammlung haben 
Anspruch auf Freistellung, Ersatz ihres 
Verdienstausfalls und auf 
Aufwandsentschädigung nach den 
Regeln der §§ 44, 45 Gemeindeordnung 
und der Entschädigungsverordnung. 
[...] 
 

§ 12  
Pflichten und Rechte 
der Mitglieder der 
Verbandsversammlung 
 
[...] 
(3) Für die Freistellung und 
Entschädigung der ehrenamtlichen 
Mitglieder der Verbandsversammlung 
gelten die §§ 44, 45 und 133 Absatz 5 
der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein- 
Westfalen entsprechend. 
[...] 
 

 
 
 
§ 13  
Aufgaben des Verbandsausschusses 
 
[...] 
(4) Nach Ablauf der Wahlzeit der 
Verbandsversammlung übt der 
Verbandsausschuss seine Tätigkeit bis 
zum Zusammentritt der neu gewählten 
Verbandsversammlung weiter aus. 
 
(5) Der Verbandsausschuss beschließt 
über alle Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung der 
Verbandsversammlung unterliegen, 
sofern eine epidemische Lage von 
landesweiter Tragweite nach § 11 
IfSBG-NRW festgestellt ist und wenn 
zwei Drittel der Mitglieder der 
Verbandsversammlung einer 
Delegierung an den 
Verbandsausschuss zugestimmt haben. 
Die Stimmabgaben können in Textform 
erfolgen. 
 

 
Änderung wirksam ab dem 1.1.2023 
 
§ 13  
Aufgaben des Verbandsausschusses 
 
[...] 
(4) Nach Ablauf der Wahlzeit der 
Verbandsversammlung übt der 
Verbandsausschuss seine Tätigkeit bis 
zum Zusammentritt der neu gewählten 
Verbandsversammlung weiter aus. 
 
(5) Der Verbandsausschuss beschließt 
über alle Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung der 
Verbandsversammlung unterliegen, 
sofern eine epidemische Lage von 
landesweiter Tragweite nach § 11 
IfSBG-NRW festgestellt ist und wenn 
zwei Drittel der Mitglieder der 
Verbandsversammlung einer 
Delegierung an den 
Verbandsausschuss zugestimmt haben. 
Die Stimmabgaben können in Textform 
erfolgen. 
 

 
Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit 

 

 
§ 17  

 
§ 17 
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Ehrenamtliche und hauptamtliche 
Tätigkeit 
 
(1) Die Mitglieder der 
Verbandsversammlung und die 
Verbandsvorsteherin oder der 
Verbandsvorsteher sind ehrenamtlich 
tätig. Sie haben nur Anspruch auf Ersatz 
ihrer Auslagen und des 
Verdienstausfalls in entsprechender 
Anwendung von § 45 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen. Wenn mit Art und 
Umfang der Aufgabenstellung des 
Verbandes besondere Verantwortung 
für die Verbandsversammlung 
verbunden ist, kann zur Abgeltung der 
daraus entstehenden Mehrbelastung 
der Mitglieder der 
Verbandsversammlung eine 
Entschädigung gezahlt werden. Sie tritt 
an die Stelle der Aufwendungen und 
des Verdienstausfalls. Wenn es nach 
Art und Umfang der wahrzunehmenden 
Aufgaben zweckmäßig ist, kann die 
Verbandssatzung die Bestellung einer 
hauptamtlichen Verbandsvorsteherin 
oder eines hauptamtlichen 
Verbandsvorstehers vorsehen. Hierzu 
kann bestellt werden, wer die für dieses 
Amt erforderliche Eignung, Befähigung 
und Sachkunde besitzt. Die Stelle ist 
öffentlich auszuschreiben. 
 
(2) Der Zweckverband hat das Recht, 
Beamtinnen und Beamte zu ernennen. 
Bedienstete dürfen hauptamtlich nur 
eingestellt werden, wenn das in der 
Verbandssatzung vorgesehen ist. Die 
Verbandssatzung muß in diesem Falle 
auch Vorschriften über die Übernahme 
der Bediensteten durch 
Verbandsmitglieder oder über die 
sonstige Abwicklung der Dienst- und 
Versorgungsverhältnisse im Falle der 
Auflösung des Zweckverbandes oder 
der Änderung seiner Aufgaben treffen. 
 

Ehrenamtliche und hauptberufliche 
Tätigkeit 
 
(1) Die Mitglieder der 
Verbandsversammlung und die 
Verbandsvorsteherin oder der 
Verbandsvorstehler 
sind ehrenamtlich tätig. Sie haben 
Anspruch auf Verdienstausfall in 
entsprechender 
Anwendung von § 45 Absatz 1 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen 
sowie auf Auslagenersatz. Die 
Verbandssatzung kann bestimmen, 
dass anstelle oder in 
Ergänzung des Verdienstausfall- und 
Auslagenersatzes nach Satz 2 eine 
angemessene Entschädigung 
gezahlt sowie sonstige Leistungen 
gewährt werden, soweit diese einen 
unmittelbaren 
Bezug zur Mandatsausübung 
aufweisen. 
 
(2) Wenn es nach Art und Umfang der 
wahrzunehmenden Aufgaben 
zweckmäßig ist, kann 
die Verbandssatzung die Bestellung 
einer hauptamtlichen 
Verbandsvorsteherin oder eines 
hauptamtlichen Verbandsvorstehers 
vorsehen. Hierzu kann bestellt werden, 
wer die für dieses 
Amt erforderliche Eignung, Befähigung 
und Sachkunde besitzt. Die Stelle ist 
öffentlich auszuschreiben. 
 
(3) Der Zweckverband hat das Recht, 
Beamtinnen und Beamte zu ernennen. 
Bedienstete dürfen 
hauptamtlich nur eingestellt werden, 
wenn das in der Verbandssatzung 
vorgesehen ist. Die 
Verbandssatzung muss in diesem Falle 
auch Vorschriften über die Übernahme 
der Bediensteten 
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durch Verbandsmitglieder oder über die 
sonstige Abwicklung der Dienst- und 
Versorgungsverhältnisse 
im Falle der Auflösung des 
Zweckverbandes oder der Änderung 
seiner 
Aufgaben treffen. 

 


